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1.  Revision der Quellensteuer 

Ab 1.1.2021 gibt es bei der Quellensteuer einige 

Änderungen. Ziel der Revision ist es, die Quellen-

steuer schweizweit zu vereinheitlichen und die 

Ungleichbehandlung zwischen quellenbesteuerten 

und ordentlich besteuerten Personen zu beseitigen.  

Arbeitgeber von quellenbesteuerten Personen 

müssen ab dem 1.1.2021 beachten, dass die 

Abrechnung nicht wie bisher an den Sitzkanton des 

Arbeitgebers eingereicht werden kann, sondern mit 

jedem anspruchsberechtigten Kanton (in jedem 

Kanton, in welchem QST-pflichtige Mitarbeiter 

wohnen) abgerechnet werden muss. Arbeitgeber 

müssen sich in allen relevanten Kantonen bei der 

zuständigen Steuerbehörde anmelden und eine 

SSL-Nummer verlangen. So können die Quellen-

steuern mit dem Lohnmeldeverfahren (ELM-QST) 

übermittelt werden. Die Bezugsprovision darf von 

den Kantonen nur noch zwischen 1-2% festgelegt 

werden, im Kanton Zug ist es bereits seit 2017 nur 

noch 1%.  

Die bisherige Möglichkeit der ergänzenden ordent-

lichen Veranlagung entfällt. Personen mit Ein-

künften oder Vermögen, welche/s nicht der QST 

unterliegt, werden neu eine obligatorische 

nachträgliche ordentliche Veranlagung (NOV) ma-

chen müssen.  

Weiterhin gilt die Grenze von CHF 120'000 Brut-

toeinkommen pro Jahr für die NOV. Erreicht ein/e 

QST-pflichtiger Mitarbeiter/in ein Bruttoeinkom-

men von CHF 120'000 oder mehr, muss er/sie eine 

ordentliche Steuererklärung ausfüllen. Die bereits 

geleisteten Quellensteuern werden der Steuer-

rechnung im ordentlichen Verfahren angerechnet. 

Die NOV wird ab dem entsprechenden Jahr immer 

angewendet, auch wenn der Bruttolohn CHF 

120'000 pro Jahr wieder unterschreitet.  

2.  Lohngleichheit 

Die Änderung des Gleichstellungsgesetzes von 

Mann und Frau verpflichtet Arbeitgebende zu einer 

betriebsinternen Lohngleichheitsanalyse und tritt 

per 1.Juli 2020 in Kraft. Genauer sind neu alle Ar-

beitgebenden ab einer Anzahl von 100 Angestellten 

(ohne Lernende) dazu verpflichtet, eine erste be-

triebsinterne Lohngleichheitsanalyse bis spätestens 

Ende Juni 2021 durchzuführen und dabei eine un-

abhängige Prüfstelle zur Kontrolle dieser zu 

beauftragen (Prüfung muss bis spätestens Juni 2022 

durchgeführt werden). Die Lohngleichheitsanalyse 

ist alle vier Jahre zu wiederholen, falls die 

Lohngleichheit nicht eingehalten sein sollte. An-

sonsten ist das Unternehmen von einer weiteren 

Analysepflicht befreit. Arbeitgebende sind 

verpflichtet, ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer über das Ergebnis der Analyse bis zum 30. 

Juni 2023 zu informieren. Der Bund stellt Un-

ternehmen das Analyse-Tool Logib kostenlos zur 

Verfügung, welches Lohngleichheitsanalysen auf 

einer wissenschaftlichen, anonymen und 

rechtskonformen Basis durchführen soll. Den Un-

ternehmen steht jedoch frei, welches Analyse-Tool 

sie benutzen. Auch andere Analyse-Tools wie z.B. 

jene von Abakaba (Abakaba.Check.E & Aba-

kaba.Check.P) erfüllen die gesetzlichen Anforder-

ungen. 

3.  Sitz einer Gesellschaft und tatsächliche 

Verwaltung – verschärfter Steuerwett-

bewerb unter den Kantonen nach STAF 

Die Unterschiede in den Steuerbelastungen 
zwischen den einzelnen Kantonen haben sich seit 
der Annahme von STAF vergrössert. Die Bandbreite 
der Steuersätze auf dem Gewinn vor Steuern liegt 
zwischen 12 % und 21.6% (für Bund-, Kanton und 
Gemeinde). Es überrascht daher nicht, dass Steuer-
pflichtige versuchen ihre Steuerbelastung zu op-
timieren und ihre Gesellschaft in einem Kanton mit 
niedriger Steuerbelastung anzusiedeln. Grundsätz-
lich wird eine Gesellschaft am Ort des statu-
tarischen Sitzes besteuert. Die Steuerbehörden 
gehen davon aus, dass die Gesellschaft am Ort des 
Sitzes auch tatsächlich geleitet wird. Ist der Ort des 
statutarischen Sitzes und der tatsächlichen Verwal-
tung nicht identisch, so wird die Gesellschaft nach 
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den interkantonalen Steuergrundsätzen  am Ort der 
tatsächlichen Verwaltung besteuert. Diese Tatsache 
ist nicht neu. Die Intensität, mit denen 
„Hochsteuer-Kantone“ wie z.B. der Kanton Zürich, 
Jagd auf ausserkantonale „Briefkastenfirmen“ ma-
chen, hat in letzter Zeit stark zugenommen. Fol-
gende Kriterien werden in der Regel für die Beurtei-
lung, ob die Gesellschaft am Ort des statutarischen 
Sitzes über eine angemessene Substanz für die 
Ausübung der Geschäftstätigkeit verfügt, herange-
zogen: 

• Büroräumlichkeiten am Sitz und ausserkan-
tonal  

• Personal  

• Internetauftritt 

• Korrespondenzadresse 

• Erreichbarkeit  

• Wohnort von Verwaltungsrat und Eigentü-
mer (falls diese übereinstimmen) 

• Wo finden die Verwaltungsratssitzungen 
und GV statt? 

• Nachweis, dass die Struktur gelebt wird, 
durch Spesenbelege wie Kreditkartenab-
rechnung, Ort der Geldbezüge, Bezug von 
Benzin, Streckenabonnement und Telefon-
rechnungen 

Zusätzlich könnte in Zukunft das Homeoffice bei der 
Beurteilung vermehrt eine Rolle spielen. 

Der Frage der Substanz am Ort des statutarischen 
Sitzes ist gebührende Aufmerksamkeit zu schenken. 
Ansonsten besteht das Risiko, dass eine Gesell-
schaft in zwei Kantonen besteuert wird und einer 
Doppelbesteuerung unterliegt. 

4. Mitarbeiterbeteiligungen 

Gerade Start-Ups sorgen mit der Mitarbeiterbeteili-

gung für zusätzliche Motivation bei ihren Mitarbei-

tern. Die Tendenz zur Gewährung eines variablen, 

an der Entwicklung des Unternehmens-wertes ge-

messenen Lohnanteils, gewinnt auch in der Schweiz 

immer mehr an Bedeutung. Darauf basierend sollen 

auch die Mitarbeitenden am Erfolg der Unterneh-

mung z.B. durch Mitarbeiteraktien, Partiz-

ipationsscheine (PS) oder Optionen teilhaben kön-

nen. 

Formen der Mitarbeiterbeteiligung 

Bei Mitarbeiterbeteiligungen geht es darum, dass 

der variable Lohnbestandteil, also der Bonus, nicht 

bar, sondern in Form von Eigenkapitalbeteiligungen 

(z.B.: Mitarbeiteraktien, PS, Optionen oder Phan-

tom Stocks) an Mitarbeiter geleistet wird.  

Damit können Mitarbeiter langfristig ans Unter-

nehmen gebunden werden, trotz typischerweise 

tiefer Löhne und langen Arbeitszeiten in einer Start-

up Umgebung. Der Mitarbeiter profitiert vom Erfolg 

der Unternehmung und lernt wie ein Eigentümer 

unternehmerisch zu denken.  

Mitarbeiteraktien 

Eine weitverbreitete Variante der Mitarbeiterbetei-

ligung in der Schweiz sind, trotz der vor allem steu-

erlichen Nachteile, noch immer die Mitarbeiterak-

tien. Dies ist jedoch oftmals aufwändig und kost-

spielig, da es eine (bedingte) Kapitalerhöhung 

braucht inkl. Beurkundung, Handelsregistereintrag 

etc. und die Mitarbeiter von Beginn weg sämtliche 

Aktionärsrechte besitzen.  

Mitarbeiteroptionen 

Mitarbeiteroptionen lösen die oben erwähnten 

Nachteile bis zu einem gewissen Grad.  Die Mitar-

beiter erwerben typischerweise durch ihre Arbeits-

leistung ein Kaufrecht. Ihnen werden zum Voraus 

vereinbarte Erwerbsbedingungen garantiert. Effek-

tive Aktionäre werden die Mitarbeiter erst mit der 

Ausübung der Optionen. 

Phantom Stocks 

Die Entwicklung geht zunehmend Richtung Phan-

tom Stocks. Die Mitarbeiter partizipieren virtuell 

am Erfolg des Unternehmens. Je nach Leistung er-

halten die Mitarbeiter imaginäre Anteile der Unter-

nehmung zugeteilt, welche sie sich bei einer Wert-

steigerung auszahlen lassen können. Gegenüber 

der Mitarbeiterbeteiligung mittels Aktien haben 

Phantom Stocks aus Sicht des Unternehmens den 
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Vorteil, dass die Aktionärsstruktur unverändert 

bleibt und der Mitarbeiter keine Informations- und 

Mitwirkungsrechte erhält. Zudem kann das Pro-

gramm schnell und unkompliziert aufgesetzt wer-

den.  

Steuerliche Aspekte 

Mitarbeiteraktien 

Bei Mitarbeiteraktien unterliegt die volle Differenz 

zwischen dem Verkehrswert der Aktie und dem 

verbilligten Abgabepreis den Sozialversicher-

ungsabgaben und den Einkommenssteuern bei 

Erhalt/Erwerb der Aktien. Diese Steuerfolgen kön-

nen oft eine grosse Belastung für die Mitarbeiter 

sein, da die Aktien ja nicht umgehend verkauft 

werden können.  Ein allfälliger spätere Kapital-

gewinn aus einem Verkauf der Aktien ist dafür 

steuerfrei. 

Mitarbeiteroptionen (nicht-kotierte Gesellschaft) 

Mitarbeiteroptionen werden nicht bei der Ausgabe, 

sondern erst beim Bezug von Aktien selbst bes-

teuert.  

Dies hat den Vorteil, dass Optionen von nicht 

kotierten Gesellschaften steuerfrei abgegeben 

werden können. Ein allfälliger Gewinn beim Erwerb 

(entspricht der positiven Differenz zwischen dem 

Verkehrswert der Aktie und dem Erwerbspreis den 

der Mitarbeiter zu bezahlen hat) unterliegt dafür 

den Einkommenssteuern und Sozialversicher-

ungsabgaben. Der Mehrgewinn bei einem späteren 

Verkauf wäre steuerbefreit. 

Phantom Stocks 

Wie Mitarbeiteroptionen werden auch Phantom 

Stocks nicht bei der Ausgabe versteuern. Bei der 

Realisation eines Gewinns (der geldwerte Vorteil 

für den Begünstigten) unterliegt dieser jedoch der 

Einkommenssteuern sowie den Sozialversiche-

rungsabgaben.  

Verbuchung von Optionen unter IFRS, Swiss GAAP 

FER und OR 

Grundsätzlich ist empfehlenswert, die Optionen 

(unabhängig davon ob ein Bar- oder Aktienaus-

gleich stattfindet) mit der Black-Scholes-Methode 

zu bewerten und den Personalaufwand über den 

Erdienungszeitraum (Vesting Period) zu verteilen. 

Bei einem Barausgleich (also Zahlung in Cash beim 

Einlösen der Option) wird eine Verbindlichkeit / 

Rückstellung verbucht (Buchungssatz: Personalauf-

wand / Rückstellung), bei einem Aktienausgleich 

jedoch eine Kapitaleinlagereserve gebildet (Bu-

chungssatz: Personalaufwand / Kapitaleinlagereser-

ve). Je nach Rechnungslegungs-standard ist die 

Verbuchung von aktienbasierten Optionen freiwillig 

(vgl. unten), Optionen mit Barausgleich müssen 

jedoch immer ab einer Eintrittswahrscheinlichkeit 

von 50% verbucht und ausgewiesen werden. Bezüg-

lich der Verbuchung von Optionen mit Aktienaus-

gleich besteht unter IFRS kein Wahlrecht und die 

Bewertung solcher Optionen wird ausschliesslich 

beim Ausgabezeitpunkt durchgeführt (keine Folge-

bewertung).  Grundsätzlich ist unter Swiss GAAP 

FER für nicht-kotierte Gesellschaften lediglich eine 

Anhangsangabe für Optionen mit Aktienausgleich 

notwendig. Falls die Optionen jedoch verbucht 

werden, wird dies analog IFRS vorgenommen. Un-

ter OR besteht für Optionen mit Aktienausgleich 

einerseits das Wahlrecht zur Verbuchung (oder 

lediglich einer Anhangsangabe) sowie zudem ob der 

Personalaufwand über die Vesting Period verteilt 

oder gleich beim Ausgabezeitpunkt resp. beim ef-

fektiven Bezug von Aktien vollständig verbucht 

werden soll.  

5. Valluga – unsere Leistungen in Krisensitua-

tionen 

Das Jahr 2020 ist ein turbulentes Jahr. Zahlreiche 
Firmen rutschten unverschuldet in eine Krise und 
werden nun mit Themen konfrontiert, mit denen 
sie noch nie in Berührung kamen.  
 
Die Valluga bietet Dienstleistungen an, die in Kris-
enzeiten gefragt sind. Ob distressed M&A, also 
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Unternehmensverkäufe als Notlösungen in 
schwierigen Unternehmenssituationen, Corporate 
Finance Dienstleistungen wie Liquiditäts-
Management oder Business Planning bis hin zu 
Turnaround Management und entsprechender 
Erarbeitung von Restrukturierungskonzepten. 
 
Ein Unternehmen in einer Krise hat verschiedene 
Optionen. Ist die Weiterführung der Unternehmung 
nicht möglich, ergeben sich folgende Möglichkeit-
en: 

• Eine Auflösung (stille Liquidation) - Voraus-
setzung ist hier die Finanzierbarkeit 

• Nachlass mit Vermögensabtretung - Mög-
lichkeit zur Gründung einer Auffanggesell-
schaft 

• Konkurs 

Ist die Weiterführung jedoch möglich, stehen fol-
genden Möglichkeiten zur Verfügung: 

• Turnaround - unter der Voraussetzung der 
Überlebensfähigkeit der Unternehmung 
und einem realistischem Turnaround-
Konzept 

• Distressed M&A - eine Möglichkeit, falls 
Turnaround nicht möglich oder nicht ge-
wollt ist 

• Nachlass mit Dividendenvergleich – eher 
selten in der Praxis anzutreffen 

Je nach Ausgangslage / Situation bietet sich eine 
Kombination der genannten Optionen an. 
Entscheidend ist zudem der Faktor Zeit. Dessen 
Nutzung ist zentral, um die Werte wiederherstellen 
oder realisieren zu können. Lässt sich plausibel 
darstellen, dass mittels geeigneter Massnahmen 
wieder eine marktfähige Kapitalverzinsung er-
reichen lässt, wird ein Konzept von den wichtigsten 
Stakeholdern mitgetragen. 
www.valluga.ch 

INTERNES 

 
 

Wir gratulieren 

Stefan Koller ist neu Partner der Value Solutions 

Gruppe.  

 

Neueintritte 

Daniela Hürlimann, Sachbearbeiterin Treuhand: 

Eintritt per 1. August 2020 bei uns im Team 

Adelina Berisha, Treuhänderin mit eidg. Fachaus-

weis: Eintritt per 1. Oktober 2020 bei uns im Team 

Fabienne Anderegg, Fachfrau im Finanz- und Rech-

nungswesen mit eidg. Fachausweis: Eintritt per 1. 

Oktober 2020 bei uns im Team 

Remo Conti, Werkstudent: Eintritt per 1. November 

2020 bei uns im Team 
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